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In der heutigen Sitzung d.es Natiol'!alrates -vvurc.en fo1s.end..e Anfragen 

eingebracht: 

. 191/J AnfraJL}L. 

der Abg.R eis man n, H a c k e n b erg, Pro b s t und Genoss~n 

an den Bundeskanzler, 

"betreffend Ersparungen im Verwaltungsaufwand des Bundes durch Auflassung von 

Privatsekretariaten, die einzelnen Abgeordneten aus Bundesmitt8ln erhalten werden. 

-.-.-Q-
Nach Art .59 des Bundes~erfassungsgcset zes bedlirfen öf{entliche Angestellte 

zur Ausübung des M'3.ndates im Natiena}rr.t keines Urlaubes. Nach den einschlägigen 

::~)stilUlllungen d~r Dienst:gragmatik sind sie für 1ie Dauer des Y..andates auBer 

Di~n~t zu stellen. Diese Vorschrift der Vorfassung dient zwei Zielen. Zunächst( dem, 

d:;m gewählten VvlksV81'treter die Möglichkeit zur unbeschränkten Ausübung seine's 

i.IDndatc3 zu gf.;ben. Durch ~~ie Freistellung soll,n' weder an Dümststunden gcbund,:m, 

noch einer Beeinflussung durch einen Vorgesetzten, der er sich vielleicht schwor 

e,ntzieh;;n könnte, ausgesetzt sein. 

Der zweite Zw~ck der Vorschrift ist d~r, d8.S öffdntliche Amt und don öffcnt-
un-

lichen Dienst von der Beeinflussung durch einen sich verantwor~,lich nUllendem Man-

datar freizuhalten. Denn es ist klar, daß ein gewähltJr, niemandem verantwortlicher 

Ahguordnl:teJ! dazu ndgl::ll könnte, in scinGm Dienst Politik zu betreib3n. VOll dies(.!m 

Grundsatz unserer Bundesverfassung ist sei i den letzten Wahlen im Bm~des d,Ü:nstt 

vielfaoh 8.bg8gang(m worden. Ein Aus-schuß des Nationalrates pc:fasst sich im be­

spndcrcn mit ~Cnahmen der Verwaltungsreform. Es s~heint ihm ab·,:;r bisher entgangl>n .. . 
zu sein, daß die gewüscnhafte Befolgung d;;r erwähnten Vcrfassungsbesti:;u:nung ein 

wGsentlicher Zweck G_uf d~lll Gebiete zur Ent:po~i t:sierung, V~rbilligung und Re ini­

gung d8r Verwaltung wäre. 

Ein Musterb2ispiel für eine der uffentlichk2it sichJrlic~ nicht vGrständ-

1io;10 G2barung mit BundesmittL:ll1 ist die BC!urlaubung des Nationalrates Dr.P G r n­

t e 1', d(;r übrigiJl1s dem Ausschuß für Verwaltungsr~form angehört: Er ist Sektions­

chef im Unt~:rrichtsministerium und nach dem offiziellen PGhördenvcrze:ichnis von 

der L01 tung dl~r Sektion II, Kuns tangelegcnhüi t.cm cinschlL:?13lich d8r )undesthcat2r-

v~rwa1tung, ,ÜS Mitglied des Nationalrates benrlaubtG 'rl'otzd·.;rl wird 

von der Bundentheaterverwnltung dc:m bcurlaubtt:n Sektionsch,:;f Dr.Perntcr ,_in Bi..~ro 

aus zwei Räumen und eine besondere Sekretärin zur Verfügung ßestellt. Es ist klar, 
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daß wegen der erwähnten Beul'laubune Dr.Pe:r'hter das Büro und die Sekretärin nur zu 

seinen privaten, bezvr. politischen Geschäften zur Verfügung stehen. 

Es ist aber keineswegs zu rechtfer"t 1gen, daß der Bund einem einzü Inen Abge­

ordneten ein Büro und eine Sekretärin bezahlt. Die Ko~ten eines solchen politischen 

Büros für einen Abgeordne t cn überst(:i~en weit dqn ,Aufwandjder allein für Miete, Be­

hoizung, Beleuchtung und die Bezahlung der Hilfskräftd nötig ist. 

Die Existenz eines politischen Büros im Gebäude einer Bundesverwaltung ver­

leitQt sehr leicht den Beurlaubten dazu J auf das Amt, von dGm er beurlaubt ist, 

weiterhin einen unzulässigen Einfluß zu nehmen, der die Güte der Verwaltung im 

hächsten Maße beeinträchtigen muß. 

So hat Abg. Dr.Pernter die Bundestheaterverwaltung, die ,ihm entgegen den 

österreichischcn Gesetzen Büro samt Sekretärin zur Verfügung s t1311t, vel'anlaBt, 

einen Beamten einzustellen; die Empfehlung und. Einstellung -rral' ein Mißgriff. D2r 

Empfohlene ist niemand ander;:;r, als d;:;r Defraudant Franz S i t e k, der die Bundes­

theaterverwaltung um einige 10.000 Schilling geschädigt hat. 
'. 

Aus die sem unliebsamen Vorfall drängt sioh die FOlgerung auf, sofo.rt mit 

der Haltung von politischen Sekretariaten auf Bundcskor.tcn zugunstcn i;inzülncr 

Abgeordneter Schluß zu machen. 

Die gefertigten Abgeordn~ten richton daher an don Herrn Bundeskanzler die 

Anfrage: 

Sind Sie bereit, dafür zu pOl'gen, daß cmdlich dJamit Schluß gemacht wird, 

Nationalräten aus öffcmtlichen Mitteln S~kretariate zu erhaltcm? 

-.-.-.-.-

" 
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